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N i e d e r s c h r i f t  
 

über die 6. Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Energie und Mobilität des  
Landkreises Coburg  

(öffentlicher Teil) am Mittwoch, den 01.09.2021 - 14:30 Uhr - 14:56 Uhr 
im Sitzungssaal des Landratsamtes in Coburg, Lauterer Straße 60 (Raum E 30) 

 
Zahl der Mitglieder des Ausschusses für Umwelt, Energie und Mobilität: 13 
 
Anwesend: 

Vorsitzender 
Sebastian Straubel, 96486 Lautertal  

aus der Fraktion der CSU/LV: 
Michael Keilich, 96242 Sonnefeld Vertretung für Rolf Rosenbauer 
Renate Schubart-Eisenhardt, 96145 Seßlach Vertretung für Christina Bieberbach 
Wolfgang Schultheiß, 96269 Großheirath  
Norbert Seitz, 96486 Lautertal  

aus der Fraktion der SPD: 
Tobias Ehrlicher, 96476 Bad Rodach Vertretung für Axel Dorscht 
Alexandra Kemnitzer, 96242 Sonnefeld  
Martin Stingl, 96465 Neustadt b. Coburg Vertretung für Kanat Akin 

aus der Fraktion der FW 
Ernst-Wilhelm Geiling, 96476 Bad Rodach  
Hans-Joachim Lieb, 96472 Rödental  
Rainer Möbus, 96476 Bad Rodach  

aus der Fraktion Bündnis 90 / DIE GRÜNEN (GRÜNE) 
Karin Ritz, 96476 Bad Rodach  

aus der Fraktion der ULB 
Dr. Bernd Wicklein, 96486 Lautertal  
 
Als Gäste: 
Marita Nehring als Berichterstatterin zu TOP Ö 6 
 
Aus der Verwaltung: 
Ulrike Stadter während der gesamten Sitzung 
Manfred Schilling während der gesamten Sitzung 
Christian Kern als Berichterstatter zu TOP Ö 7 
Nina Kutscher zur Schriftführung 
 
Entschuldigt fehlen: 

Christina Bieberbach, 96465 Neustadt b. Coburg  
Rolf Rosenbauer, 96253 Untersiemau  
Kanat Akin, 96465 Neustadt b. Coburg  
Axel Dorscht, 96476 Bad Rodach  
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T a g e s o r d n u n g :  
 

Öffentliche Sitzung 

1. Eröffnung der Sitzung 
 

2. Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung 
 

3. Feststellung der Beschlussfähigkeit 
 

4. Bekanntgabe der vom Landrat aufgrund des Art. 34 Abs. 3 LKrO seit der letzten Sit-
zung getroffenen dringlichen Anordnungen und der zwischenzeitlich besorgten un-
aufschiebbaren Geschäfte 
 

5. Sonstige amtliche Mitteilungen 
 
Berichterstatter zu TOP Ö 1 bis Ö 5: Vorsitzender 
 

6. Antrag der Kreisräte Christoph Raabs, Thomas Büchner (ÖDP) und Herbert Müller 
(DIE LINKE/SBC-Land) vom 17.09.2020;  
Antrag zum ÖPNV in Coburg (kostenlose Schülernutzung) 
Vorlage: 124/2021 
 
Berichterstatterin: Marita Nehring 
 

7. Kommunale Abfallwirtschaft des Landkreises Coburg; 
Vollzug des Kreislaufwirtschaftsrechts - Getrenntsammlung von Bioabfällen im Land-
kreis Coburg 
Vorlage: 116/2021 
 
Berichterstatter: Christian Kern 
 

8. Anfragen 
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Zu Ö 1 Eröffnung der Sitzung 

 
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung um 14:30 Uhr. 
 
Zu Ö 2 Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung 

 
Der Vorsitzende stellt fest, dass die Mitglieder des Ausschusses für Umwelt, Energie und 
Mobilität unter dem 25.08.2021 ordnungsgemäß zur heutigen Sitzung geladen wurden. 
 
Zu Ö 3 Feststellung der Beschlussfähigkeit 

 
Er stellt weiter fest, dass zu Beginn der Sitzung außer dem Vorsitzenden acht Ausschuss-
mitglieder und vier Vertreter anwesend sind; der Ausschuss ist somit beschlussfähig. 
 
Zu Ö 4 Bekanntgabe der vom Landrat aufgrund des Art. 34 Abs. 3 LKrO seit der letzten 

Sitzung getroffenen dringlichen Anordnungen und der zwischenzeitlich besorgten 
unaufschiebbaren Geschäfte 

 
entfällt 
 
Zu Ö 5 Sonstige amtliche Mitteilungen 

 
Amtliche Mitteilung ÖPNV: 

Im letzten Ausschuss für Umwelt, Energie und Mobilität am 13. April 2021 wurden die Leis-
tungsverzeichnisse für die Vergaben eines Radverkehrskonzeptes und für die Fortschrei-
bung des gemeinsamen Nahverkehrsplans vorgestellt. In den vergangenen Monaten wurden 
die Vergaben durch die Vergabestelle durchgeführt und die Entscheidungen für jeweils einen 
Anbieter getroffen.  

Für das Radverkehrskonzept lag lediglich ein Angebot der Firma BÖREGIO – Büro für Stadt- 
und Regionalentwicklung aus Braunschweig vor. BÖREGIO arbeitet für dieses Konzept ge-
meinsam mit dem Planungsbüro VAR+ aus Darmstadt.  Dieses Angebot wurde angenom-
men. Ein erstes Auftaktgespräch wurde bereits geführt und eine Datengrundlage zur ersten 
Übersicht versandt. Die Arbeiten werden zum September 2021 aufgenommen. 

Für die Fortschreibung des gemeinsamen Nahverkehrsplans von Stadt und Landkreis 
Coburg lagen insgesamt vier Angebote vor. Nach der Auswertung aller Angebote wurde sich 
für Mathias Schmechtig NahverkehrsConsult aus Kassel entschieden. Es wurde ebenfalls 
schon ein Auftaktgespräch geführt und eine gemeinsame Datengrundlage geschaffen. Die 
Arbeiten werden im Oktober 2021 offiziell aufgenommen.  

Zu Ö 6 Antrag der Kreisräte Christoph Raabs, Thomas Büchner (ÖDP) und  
Herbert Müller (DIE LINKE/SBC-Land) vom 17.09.2020;  
Antrag zum ÖPNV in Coburg (kostenlose Schülernutzung) 

 
Sachverhalt: 
 
Der Antrag fordert eine kostenfreie Schülerbeförderung am Wochenende und in den Ferien 
für alle Schülerinnen und Schüler des Landkreises Coburg. Als Legitimation soll lediglich der 
Schülerausweis dienen.  
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Grundsätzlich regelt das Personenbeförderungsgesetz (PBefG) im § 39 Absatz 3 folgendes: 
„Die nach Absatz 1 festgestellten Beförderungsentgelte dürfen nicht über- oder unterschritten 
werden; sie sind gleichmäßig anzuwenden. Ermäßigungen, die nicht unter gleichen Bedin-
gungen jedermann zugutekommen, sind verboten und nichtig.“ Nach dem PBefG besteht 
eine sogenannte „Tarifpflicht“.  
Das heißt, dass ein Schülerausweis nicht als Legitimation ausreicht, sondern jede Schülerin 
und jeder Schüler erst mal ein Ticket benötigt, welches zur kostenfreien Fahrt berechtigt. 
Dadurch entstehen zusätzliche Kosten für die Ausstellung der Fahrkarten und es ist damit zu 
rechnen, dass es zu Einnahmeausfällen in einer unbekannten Höhe kommen wird.  
Eine Anerkennung der Fahrkarte bei der SÜC würde durch die gestiegene Anzahl an poten-
ziellen Fahrgästen eine Vereinbarung über eine Ausgleichszahlung bedeuten.  
In der Stadt kostet der Ausgleich für das Schülerfreizeitticket 9 Euro pro Ticket. Mit einer 
ähnlichen Summe müssten wir ebenfalls rechnen. Über das Schulamt geben wir im Moment 
1603 Fahrkarten aus. Zusätzlich würde eine unbekannte Zahl an Selbstzahler dazu kommen. 
Am Ende müssen wir wahrscheinlich mit rund 20.000 – 30.000 Euro rechnen.  
 
Im Landkreis gibt es bereits das Angebot für alle Schülerzeitkartenbesitzer ab 13 Uhr und am 
Wochenende und in den Ferien sogar ganztags kostenfrei mit den OVF-Bussen fahren zu 
können. Zusätzlich gibt es in den Sommerferien den sogenannten Ferienpass, der es ab 11 
Euro ermöglicht – neben vielen anderen Angeboten – alle Busse der SÜC und OVF zu nut-
zen.  
Dadurch haben wir im Landkreis Coburg ein gutes Angebot für alle Schülerinnen und Schü-
ler und keine Gruppe wird schlechter gestellt. 
 
 
Aus der Beratung: 
Kreisrat Tobias Ehrlicher bittet darum bei den Verhandlungen mit der agilis am Ball zu blei-
ben. Vielleicht kann hier irgendwann auch eine Anbindung an den Ferienpass erfolgen, so 
dass die Verbindung Bad Rodach – Coburg verbessert wird. 
 
 
Beschluss: 
 
Der Antrag bezüglich einer kostenfreien Schülerbeförderung am Wochenende und in den 
Ferien ohne Schülerzeitkarte wird abgelehnt. 
 
 
Mit 12 zu 1 Stimme mehrheitlich beschlossen  
 
 
Zu Ö 7 Kommunale Abfallwirtschaft des Landkreises Coburg; 

Vollzug des Kreislaufwirtschaftsrechts - Getrenntsammlung von Bioabfällen im 
Landkreis Coburg 

 
Sachverhalt: 
 

1. Entwicklung der Bioabfallerfassung 
 
In der Sitzung am 19.11.2015 wurde vom Ausschuss für Umwelt, Energie und Mobilität fol-
gender Beschluss gefasst: 
„Die Erfassung von Bioabfällen wird an den Wertstoffhöfen des Landkreises Coburg im 
Bringsystem zunächst über einen Zeitraum von 2 Jahren der Bevölkerung angeboten, um 
dadurch weitere Erfahrungen zu sammeln (Testphase). 
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Die Testphase wird bis heute praktiziert und umgesetzt. Unter Punkt 6.2. wird näher darauf 
eingegangen. 
Im Jahr 2021 erfolgte mit interessierten Bürgern ein reger Austausch zum Thema Biotonne. 
Diese stellten der Verwaltung eine Ausarbeitung vor, die für eine Einführung des Holsystems 
der Biotonne sprechen würde. 
 
Die Bioabfallsammlung über die Biotonne wurde in vielen Kommunen von Beginn bis Mitte 
der 1990er Jahre eingeführt. Bis 1997 war die Biotonne in Deutschland bereits in über 330 
Verwaltungseinheiten (von 419) eingeführt. Weitere Bestrebungen in den verbleibenden ent-
sorgungspflichtigen Körperschaften gab es allerdings in den letzten Jahren kaum noch, teil-
weise wurde die Biotonne sogar wieder abgeschafft (z. B. Stadt Schweinfurt). Die Beweg-
gründe für die Einführung der Biotonne lagen neben der Abfallvermeidung oftmals in der 
Bestrebung, die Restabfallmengen zu reduzieren, um so hohe Entsorgungskosten bzw. 
knapp werdendes Deponievolumen einzusparen. 
 
Parallel zur Einführung der Biotonne etablierte sich die Kompostierung als Verwertungs-
schiene für Bioabfälle. In Zeiten der Energiewende haben sich die Ansprüche an eine nach-
haltige Bioabfallverwertung weiter entwickelt. Heute laufen die Bestrebungen in Richtung der 
umfassenden Nutzung der im Bioabfall enthaltenen Potenziale aus stofflicher und energeti-
scher Sicht. Daher wurde in den vergangenen 10 Jahren die kombinierte energetische und 
stoffliche Nutzung von Bioabfällen, die sogenannte Kaskadennutzung von Bioabfällen, ent-
wickelt und vorangetrieben (z. B. Anlage zur Vergärung von biologischen Abfällen in Rehau). 
 

 
 
Quelle: bifa/AU-Consult –Teilgutachten Lkrs. Coburg S. 8 
 
 

2. Stand der Bioabfallerfassung in Bayern 
 
In Bayern bieten 82 von 96 entsorgungspflichtigen Körperschaften die Biotonne an. Nach 
Angaben der Abfallbilanz Bayern 2019 sind ca. 85 % der Einwohner in den Städten und 
Landkreisen an die Biotonne angeschlossen. Bayernweit wurden in 2019 ca. 56,5 kg/(Ew*a) 
Bioabfälle über die Biotonne erfasst. 
 
Durch Eigenkompostierung entsteht wertvoller Kompost, der im Garten zur Bodenverbesse-
rung beitragen und als Dünger verwendet werden kann. Nicht nur, dass dadurch der Einsatz 
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von mineralischen Düngern und torfhaltigen Pflanzenerden verringert werden kann, die Ei-
genkompostierung ist auch ein wichtiges Mittel zur Verminderung des Gesamtabfallaufkom-
mens, an dem Grüngut und Bioabfälle einen großen Anteil haben.  
 
Obwohl eine getrennte Sammlung von Bioabfällen seit dem 1. Januar 2015 auf Grundlage 
von § 11 KrWG verpflichtend ist, nahm die Anzahl der Körperschaften mit Holsystem für Bio-
abfälle seit 2017 nicht mehr zu. 
 
Neben den in der Biotonne gesammelten Abfällen zählt auch das separat erfasste Grüngut 
zur Fraktion der Bioabfälle. Für die Erfassung von Grüngut sind in Bayern überwiegend 
Bringsysteme eingerichtet. 95 von 95 entsorgungspflichtigen Körperschaften bieten entspre-
chende Sammelstellen an. 2019 wurden je Einwohner 92,1 kg Grüngut erfasst, davon sind 
ca. 77,1 kg/(Ew/a) aus Hausgärten und 15,0 kg/(Ew/a) aus der kommunalen Grünflächen-
pflege. 
 

 
Übersicht über Sammelsysteme für Bioabfälle in Bayern 

Quelle: Abfallbilanz Bayern 2019 

3. Die Rahmenbedingungen 
 
Nach § 11 Abs. 1 KrWG sind Bioabfälle spätestens ab 01.01.2015 getrennt zu erfassen. Da-
bei sind diejenigen Bioabfälle, die gemäß § 17 Abs. 1 S. 1 KrWG einer Überlassungspflicht 
gegenüber dem öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger unterliegen, unter dem Vorbehalt 
der technischen Möglichkeit und der wirtschaftlichen Zumutbarkeit getrennt zu erfassen und 
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zu recyceln. Der Vorrang der stofflichen Verwertungspflicht entfällt dann, wenn die energeti-
sche Verwertung dem besseren Schutz von Mensch und Umwelt dient. Dies gilt es jedoch 
mittels Lebenszyklusanalyse der Erfassungs- und Verwertungswege nachzuweisen. 
 
Die technische Möglichkeit ist auf Grund geeigneter technischer Behandlungsverfahren als 
auch vorhandener Behandlungskapazitäten in entsprechenden Anlagen gegeben. Die wirt-
schaftliche Zumutbarkeit wird momentan sehr kontrovers diskutiert. Letztlich ist es eine Ent-
scheidung des Landkreises Coburg auf Basis der im Gutachten erarbeiteten Entscheidungs-
grundlagen für die Einzelsituation des Landkreises. Weitere Konkretisierungen von Seiten 
des Bundes oder des Landes in Form von Verordnungen sind nicht zu erwarten. Von der 
ursprünglich angedachten Festlegung von Kriterien wie Erfassungsmengen, Organikanteil im 
Restabfall oder Anschlussgrade auf Basis des Forschungsvorhabens „Verpflichtende Um-
setzung der Getrenntsammlung von Bioabfällen“ im Auftrag des Bundesministeriums für 
Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit wird Abstand genommen, da die Einfluss-
faktoren vielfältig sind und bei den Gebietskörperschaften im Bundesgebiet sehr unterschied-
lich zusammengesetzt sind und wirken. Daher wird es von Seiten des Bundes nur Hand-
lungsempfehlungen geben. Die Entscheidung über die Art der getrennten Erfassung ver-
bleibt beim öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger. 

 
 
 
 

4. Option flächendeckende Biotonne  
 
Es gibt zwei Möglichkeiten: Holsystem oder Bringsystem 
 
Die Bewertung der ökologischen Sinnhaftigkeit einer Erfassung von Bioabfällen über Hol- 
bzw. Bringsysteme sind im Gutachten dargestellt. Mit umfangreichen Untersuchungen wurde 
nachgewiesen, dass mit einer zusätzlichen Biotonne nur ein sehr geringer weiterer ökologi-
scher Vorteil erreicht werden könnte und dass dafür unverhältnismäßig hohe Kosten anfallen 
würden. (bifa/AU-Consult Teilgutachten S. 54 und 55 wurde eine ökologische Verbesserung 
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der IST-Situation (2 bis 4%) erreicht; eine Biotonne mit ganzjähriger 14-tägiger Abfuhr wäre 
mit zusätzlichen Kosten von ca. (25,3 bis 47,0%) der derzeitigen Müllgebühr verbunden). 
 
Unter diesen Umständen ist eine zusätzliche Biotonne wirtschaftlich nicht zumutbar. 
 
 

5. Organik aus der separaten Grünguterfassung zzgl. Auswirkung Biotonne (BT) 
 

 

 
Quelle: Gutachten S. 10 
 

6. Handlungsoptionen für den Landkreis Coburg 
 
6.1. Biotonne im Holsystem 
 
Im Holsystem entstehen nach dem Gutachten für den Landkreis Coburg Kosten von ins-
gesamt ca. 500.000 € – 760.000 €. ( Quelle: Gutachten S. 5). Im Verhältnis zum gesamten 
Haushaltsvolumen der Abfallwirtschaft, das bis Ende 2021 bei ca. 4 Mio. €/a liegt, bedeu-
tet dies einen Anteil von rund 15 % (Quelle: Gutachten S. 5). Bezogen auf die aktuellen 
Entsorgungsgebühren würden Erhöhungen in einer Größenordnung von rund 25% bei 
wöchentlicher Abfuhr erforderlich oder ca. 7 € / Kopf und Jahr. Dies erscheint im Verhält-
nis zu den bisherigen Gebühren zu hoch. 
 
Die Studie des bifa – Umweltinstitutes und der Fa. AU –Consult ergab für die IST-
Situation, dass eine Biotonne, unabhängig von der gewählten Umsetzungsvariante, nur 
einen geringen ökologischen Vorteil von 2 bis 4% bringt. 
(Quelle: Gutachten S. 54) 
 
Ein zusätzliches Holsystem wäre deshalb unter Umweltaspekten nicht eindeutig die beste 
Entsorgungsoption und würde zu keiner wesentlich hochwertigeren Verwertung der Bioab-
fälle als die heutige Situation führen. Die Ökobilanz orientiert sich an den dafür gültigen 
Normen und den Empfehlungen des Umweltbundesamtes.  
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6.2. Bioabfallerfassung im Bringsystem 
 
Seit 2015 besteht die Möglichkeit im Landkreis Coburg, Bioabfälle im Bringsystem an allen 
14 Wertstoffhöfen anzuliefern. Die Biotonnen sind dort etabliert. Es wird eine Jahresmenge 
von 20 bis 25 Tonnen pro Kalenderjahr gesammelt. 
Damit ist eine gewisse Flächendeckung vorhanden. Die Bevölkerung kann organische Abfäl-
le gemeinsam mit anderen Wertstoffen anliefern. 
Aufgrund des Sammelsystems und der Größe der Sammelbehälter ist eine Entsorgung von 
Gartenabfällen ausgeschlossen. Vorteil ist also, dass bereits vorhandene Entsorgungswege, 
wie Eigenkompostierung und die Anlieferung von Grüngut an den Kompostplätzen, durch ein 
Bringsystem für Bioabfälle nicht beeinflusst werden. 
 
Die Möglichkeit auf vorhandene Dienstleister zuzugreifen ist ohne großen Vergabeaufwand 
in dieser Größenordnung möglich. Fachfirmen bieten geeignete Behältersysteme (240 Liter 
oder 1,1m³) an.  
 
Das Bringsystem der Bevölkerung anzubieten, erfüllt derzeit die rechtlichen Vorgaben. 
 
Die Bioabfallerfassung im Bringsystem beinhaltet derzeit: 
 

 
 
Die Kosten durch die Nutzung der Biotonne im Bringsystem, auf den 14 Wertstoffhöfen im 
Landkreis Coburg, teilen sich wie folgt auf: 
 

 Ausstattung 
mit mindestens einer 240 Liter Biotonne bei wöchentlicher Entleerung. 

 

 Kosten von 
ca. 5.000 €/Jahr bei einer Erfassung von 20 bis 25 Tonnen/Jahr. 

 
 
6.3. Neben der Biotonne gibt es die dezentrale Bioabfallentsorgung für Gartenabfälle 
 
Im Jahr 2020 hat die Firma Panzer im Auftrag des Landkreises Coburg 20.300 Tonnen Bio-
abfall verarbeitet. Neun Abladestellen und sechs Container-Standorte stehen den Bürgern 
zur Verfügung.  
Abzüglich der kommunalen und gewerblichen Anliefermengen sind das pro Landkreisbürger 
ca. 200 kg/Jahr, etwas mehr als das Haus- und Sperrmüllaufkommen pro Kopf und Jahr. 
Bayernweit bedeutet das den Spitzenplatz, auch ohne Biotonne im Holsystem.  

 

 Zusammenarbeit mit einer Fachfirma 

 Behältergestellung, Transport, Reinigung und Verwertung 

 Bioabfallerfassung an allen 14 Wertstoffhöfen 

 Abfuhrrhythmus 1 x wöchentlich 

 Menge: 20 - 25 Tonnen pro Jahr 
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Zerkleinert und gesiebt entsteht ein Gemisch aus Erde und Holzstücken mit einem Endge-
wicht von ca. 7.500 Tonnen. Hergestellt werden Komposterden verschiedener Qualitäten 
und Brennmaterial zur energetischen Nutzung in zugelassenen Biomassekraftwerken. Der 
Kompost wird zum Großteil an landwirtschaftliche Betriebe in der Region abgegeben. Auch 
Endverbraucher können Kompost käuflich erwerben. Störstoffe, wie Mikroplastik sind in die-
sem Produkt praktisch nicht nachweisbar. Der feine Kompost ist qualitätsgesichert nach den 
Güte- und Prüfanforderungen der „Bundesgütegemeinschaft Kompost“ und trägt das Güte-
zeichen RAL-GZ 251. Hauptnährstoffe sind Stickstoff (N), Phosphor (P)und Kalium (K). 
 
Die Kosten für Sammlung und Verarbeitung sind in den Müllgebühren enthalten. 
 

7. Rechtliche Beurteilung 
 
Nach den vorliegenden Ergebnissen bringt die zusätzliche Sammlung der Bioabfälle, unab-
hängig von der gewählten Umsetzungsvarianten, nur einen geringen weiteren ökologischen 
Vorteil. Sie wäre damit nicht die eindeutig beste Entsorgungsoption im Sinne von § 8 Abs. 1 
und §11  Abs. 1 KrWG und würde auch zu keiner wesentlich hochwertigeren Verwertung der 
Bioabfälle als die heutige Situation führen. Den geringen ökologischen Vorteilen einer Bio-
müllerfassung im Holsystem würden Mehrkosten (gem. Punkt 4 und 6.1.) und höhere Ge-
bühren für die Nutzer gegenüber stehen. Mit dem von den Aufsichtsbehörden vorgeschlage-
nem Bringsystem würde man die Mindestanforderung der rechtlichen Vorgaben erfüllen. 
 
Der Umweltausschuss muss auf der Grundlage der vorliegenden Untersuchungen, insbe-
sondere der Ökobilanz und der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung eine Entscheidung darüber 
treffen, ob unter Berücksichtigung des aktuellen Entsorgungskonzepts des Landkreises 
Coburg Bioabfälle weiterhin im Bringsystem an den Wertstoffhöfen gesammelt werden oder 
ein Holsystem eingeführt werden soll. 
 

8. Empfehlung und weiteres Vorgehen 
 
Das Bayerische Staatministerium für Umwelt und Verbraucherschutz und das Bayerische 
Landesamt für Umwelt vertreten die Meinung, dass die öffentlich-rechtlichen Entsorgungs-
träger gesetzlich verpflichtet sind, die Bioabfälle getrennt zu sammeln, zumindest mit einem 
Bringsystem. 
 
Im Landkreis Coburg wird mit den Grünabfällen bereits ein großer Teil der Bioabfälle ge-
trennt gesammelt und hochwertig verwertet. Die durchgeführten Untersuchungen haben er-
geben, dass die zusätzliche Sammlung von Bioabfällen, unabhängig von der gewählten Um-
setzungsvariante, zu keiner wesentlich hochwertigeren Verwertung der Bioabfälle gegenüber 
der derzeitigen Situation führen würde.  
 
 
Ressourcen: 

Bei Annahme des Beschlussvorschlags keine Änderung zum bisherigen Verfahren. 
 
 
Beschluss: 
 
Die Erfassung von Bioabfällen soll weiterhin an den Wertstoffhöfen des Landkreises Coburg 
im Bringsystem erfolgen. Diese Regelung soll bis zu einer rechtlichen Änderung Anwendung 
finden. 
 
 
Mit 12 zu 1 Stimme mehrheitlich beschlossen  
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Zu Ö 8 Anfragen 

 
entfällt 
 
 
 
 
 
 
Der Vorsitzende schließt die Sitzung um 14:56 Uhr. 
 
Coburg, 02.09.2021 
 

Vorsitzender 
 
 
 
 

Sebastian Straubel 
Landrat 

Schriftführerin 
 
 
 
 

Nina Kutscher 
Verwaltungsangestellte 
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II. Niederschrift an: 

 
alle Mitglieder des Kreistages zur Kenntnisnahme über das Gremieninformations-
system 
 

III. Niederschrift per Session 
 

- Geschäftsbereich Z Felix Hanft 

- Geschäftsbereich 2 Ulrike Stadter 

- Geschäftsbereich 2 Jennifer Jahn 

- Geschäftsbereich 4 Julia Bauersachs 

- S1 Sandra Schmidt 

- P 1 Martin Schmitz 

- P 2 Martina Berger 

- Z 3 Manfred Schilling 
 
zur Kenntnisnahme 
 

IV. Beschlussniederschriften fertigen 
  
V. Auswertung: 
  
 Zu TOP Ö 6 Dennis Flach z. K. u. w. V. 
   
VI. z.A. 
 


